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4©. Kundmachung: Kündigung des Zusatzabkommens zum Abkommen zwischen der Öster-
reichischen Bundesregierung und der Regierung des Königreiches Schweden
über die Aufhebung der Sichtvermerkspflicht zwischen Österreich und Schweden
durch Schweden

4 1 . Zusatzabkommen zwischen der Republik Österreich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft
über Sozialversicherung

4 2 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Sozialistischen Föderativen Republik
Jugoslawien über die Regelung der Beschäftigung jugoslawischer Dienstnehmer
in Österreich

4 0 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 17. März 1966, betreffend die Kündigung
des Zusatzabkommens vom 9. März 1960
zum Abkommen zwischen der Österreichi-
schen Bundesregierung und der Regierung
des Königreiches Schweden über die Auf-
hebung der Sichtvermerkspflicht zwischen

Österreich und Schweden durch Schweden

Die Königlich Schwedische Regierung hat das
durch Notenwechsel vom 9. März 1960 geschlos-

sene Zusatzabkommen, BGBl. Nr. 131/1960, zum
Abkommen zwischen der Österreichischen Bun-
desregierung und der Regierung des Königreiches
Schweden über die Aufhebung der Sichtvermerks-
pflicht zwischen Österreich und Schweden, BGBl.
Nr. 193/1955 in der Fassung des Notenwechsels
BGBl. Nr. 30/1959, gekündigt.

Die Kündigung dieses Zusatzabkommens durch
Schweden wird am 21. März 1966 wirksam.

Klan«

41.

Nachdem das am 20. Feber 1965 in Bern unterzeichnete Zusatzabkommen zwischen der
Republik Österreich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über Sozialversicherung, welches
also lautet:

ZUSATZABKOMMEN
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER SCHWEIZERISCHEN
EIDGENOSSENSCHAFT ÜBER SOZIAL-

VERSICHERUNG

Der Bundespräsident der Republik Österreich

und

Der Schweizerische Bundesrat

vom Wunsche geleitet, die gegenseitigen Bezie-
hungen zwischen der Republik Österreich und
der Schweizerischen Eidgenossenschaft auf dem
Gebiete der Sozialversicherung zu erweitern,
sind übereingekommen, das von den beiden
Staaten am 15. Juli 1950 unterzeichnete Abkom-
men über Sozialversicherung durch Bestimmun-
gen über die außerordentlichen Renten gemäß
der schweizerischen Gesetzgebung über die

Alters- und Hinterlassenenversicherung zu er-
gänzen, und haben zu diesem Zweck zu ihren
Bevollmächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich
Herrn Dr. Johann T u r s k y , außerordent-
licher und bevollmächtigter Botschafter,

Der Schweizerische Bundesrat
Herrn Dr. Arnold S a x e r , Direktor, Be-
auftragter für Sozialversicherungsabkom-
men,

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger
Form befundenen Vollmachten nachstehende Be-
stimmungen vereinbart haben:

Artikel 1

(1) In der Schweiz wohnhafte österreichische
Staatsbürger haben unter den gleichen Voraus-

12 28
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Setzungen wie Schweizerbürger Anspruch auf die
außerordentlichen Renten (Übergangsrenten) der
schweizerischen Alters- und Hinterlassenenver-
sicherung, wenn sie sich unmittelbar vor dem
Zeitpunkt, von welchem an die Rente verlangt
wird, im Falle einer Altersrente ununterbrochen
während mindestens zehn voller Jahre und im
Falle einer Hinterlassenenrente oder einer sie ab-
lösenden Altersrente ununterbrochen während
mindestens fünf voller Jahre in der Schweiz auf-
gehalten haben und wenn sie folgendem Per-
sonenkreis angehören:

a) den vor dem 1. Juli 1883 geborenen Per-
sonen und ihren Hinterlassenen;

b) den vor dem 1. Dezember 1948 verwit-
weten Frauen und verwaisten Kindern.

(2) Renten gemäß Absatz 1, auf die ein An-
spruch für den Monat des Inkrafttretens dieses
Abkommens besteht, werden rückwirkend, frü-
hestens jedoch vom 1. Jänner 1964 an gewährt.

Artikel 2

(1) Das Abkommen bedarf der Ratifikation.
Die Ratifikationsurkunden werden sobald wie
möglich in Wien ausgetauscht.

(2) Das Abkommen tritt am ersten Tag des
zweiten Monats nach Austausch der Ratifi-
kationsurkunden in Kraft.

Artikel 3

Dieses Abkommen bildet einen integrierenden
Bestandteil des Abkommens zwischen Österreich
und der Schweiz vom 15. Juli 1950.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevoll-
mächtigten dieses Abkommen in doppelter Ur-
schrift unterzeichnet und mit ihren Siegeln ver-
sehen.

GESCHEHEN in Bern, am 20. Februar 1965

Für die Republik Österreich:

Tursky m. p.

Für die Schweizerische Eidgenossenschaft:

Saxer m. p.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Zusatzabkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die ge-
wissenhafte Erfüllung der in diesem Zusatzabkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für soziale Verwaltung und vom Bundesminister
für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 29. September 1965.

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Klaus

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:
Proksch

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Die Ratifikationsurkunden zu dem vorliegenden Zusatzabkommen sind am 4. März 1966
ausgetauscht worden; das Zusatzabkommen tritt somit gemäß seinem Artikel 2 Absatz 2 am
1. Mai 1966 in Kraft.

Klaus



16. Stück — Ausgegeben am 4. April 1966 — Nr. 42 247

42.

Abkommen
zwischen der Republik Österreich und der
Sozialistischen Föderativen Republik Jugo-
slawien über die Regelung der Beschäftigung
jugoslawischer Dienstnehmer in Österreich

Die Bundesregierung der Republik Öster-
reich und die Regierung der Sozialistischen
Föderativen Republik Jugoslawien sind

vom Wunsche geleitet, im Interesse beider
Länder die Beschäftigung jugoslawischer Dienst-
nehmer in Österreich zu regeln, und

in der Erwägung, daß den Behörden der beiden
Länder Richtlinien für die Durchführung ihres
Vorhabens gegeben werden sollen,

übereingekommen, zu diesem Zwecke ein
Abkommen folgenden Inhalts abzuschließen:

Artikel 1

(1) Das österreichische Bundesministerium für
soziale Verwaltung (im folgenden Sozialmini-
sterium genannt) beziehungsweise die von ihm
ermächtigten Stellen übermitteln dem jugo-
slawischen Bundesbüro für Beschäftigungs-
angelegenheiten (im folgenden Bundesbüro ge-
nannt) Angebote der österreichischen Dienst-
geber zwecks Beschäftigung jugoslawischer
Dienstnehmer in Österreich.

(2) Die Angebote gemäß Absatz 1 haben
mindestens folgende Angaben zu enthalten:
Ort der Beschäftigung, Name des Dienstgebers,
Art und Dauer der vorgeschriebenen Beschäfti-
gung, verlangte berufliche Fähigkeiten sowie
die Arbeits- und Lohnbedingungen.

Artikel 2

(1) Die Vermittlung jugoslawischer Arbeits-
kräfte nach Österreich wird vom jugoslawischen
Dienst für die Beschäftigung von Arbeitern
durchgeführt, der nach eigenem Verfahren die
Auswahl unter den interessierten Arbeitskräften
gemäß den Erfordernissen der angebotenen
Arbeitsplätze trifft. Er trägt Sorge dafür, daß
der zuständige jugoslawische Gesundheitsdienst
die ärztliche Untersuchung der Arbeitskräfte
durchführt und darüber ein Zeugnis gemäß
dem Formular Anlage I ausstellt.

(2) Nach Durchführung des Verfahrens ver-
ständigt das Bundesbüro das Sozialministerium
beziehungsweise die von ihm ermächtigte Stelle
über Zeit und Ort der Arbeit der gemäß Artikel 3
zu bildenden Ständigen Kommission.
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Artikel 3

(1) Es wird eine Ständige österreichisch-
jugoslawische Kommission gebildet. In diese
Kommission entsendet das Sozialministerium
beziehungsweise die von ihm ermächtigten
Stellen und das Bundessekretariat für Arbeit
beziehungsweise die von ihm ermächtigten Stellen
höchstens je drei Mitglieder.

(2) Die Kommission prüft, ob die seitens
des jugoslawischen Dienstes für die Beschäfti-
gung von Arbeitern ausgesuchten Arbeitskräfte
den gesundheitlichen und anderen Erforder-
nissen der angebotenen Arbeitsplätze entsprechen.

(3) Zu diesem Zwecke kann die Kommission
eine erneute Untersuchung der Arbeitskräfte
veranlassen.

(4) Die Kommission entscheidet endgültig,
weiche Arbeitskräfte die Erfordernisse für die
angebotenen Arbeitsplätze erfüllen.

(5) Die Kommission tritt nach Bedarf an den
zur Durchführung ihrer Aufgaben günstigsten
Orten zusammen.

(6) Das Bundesbüro trägt dafür Sorge, daß
Räumlichkeiten und die technischen Arbeits-
bedingungen der Kommission sichergestellt sind.

Artikel 4

(1) Dem jugoslawischen Dienstnehmer werden
vor seiner Abreise nach Österreich als Bestätigung
über das begründete Arbeitsverhältnis und über
die Arbeitsbedingungen vom Dienstgeber oder
seinem Bevollmächtigten unterschriebene Aus-
fertigungen des Arbeitsvertrages gemäß dem
Formular Anlage II zur Unterschrift vorgelegt.

(2) Der Arbeitsvertrag wird in drei Exemplaren
in deutscher und serbokroatischer Sprache aus-
gefertigt, von denen ein Exemplar für den Dienst-
nehmer, eines für den Dienstgeber und eines
für den jugoslawischen Dienst für die Beschäfti-
gung von Arbeitern bestimmt ist.

(3) Gleichzeitig erhält der Dienstnehmer eine
Bescheinigung über die Zusicherung der Er-
teilung einer Arbeitserlaubnis in Österreich.
Der Arbeitsvertrag kann nicht auf eine längere
Zeit abgeschlossen werden, als die Arbeitserlaub-
nis dauern wird.

Artikel 5

Die zuständigen Behörden der beiden Vertrags-
staaten werden in Übereinstimmung mit den
innerstaatlichen Rechtsvorschriften Reisedoku-
mente und Sichtvermerke mindestens für die
Zeit, für welche der Arbeitsvertrag abgeschlossen
wurde, ausstellen.
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Artikel 6

(1) Der österreichische Teil der Ständigen
Kommission übernimmt im Auftrage des Dienst-
gebers die Fahrtspesen der jugoslawischen Dienst-
nehmer von ihrem Aufenthaltsort in Jugoslawien
bis zum Arbeitsort in Österreich, die Ausbezah-
lung eines der Reisedauer angemessenen Bar-
betrages für Verpflegung, die Kosten der erfor-
derlichen ärztlichen Untersuchung und die Kosten
des österreichischen Sichtvermerkes, welche Ko-
sten der Arbeitgeber vom Lohn nicht abziehen
wird.

(2) Die Ständige Kommission kann für die
in Absatz 1 angeführten Spesen einvernehmlich
ein Pauschale festlegen.

(3) Die Übernahme der Rückreisekosten bleibt
einer Vereinbarung zwischen dem Dienstgeber
und dem Dienstnehmer vorbehalten.

Artikel 7

Das Sozialministerium beziehungsweise die
von ihm ermächtigten Stellen können dem
Bundesbüro auch Angebote österreichischer
Dienstgeber überreichen, welche sich auf nament-
lich bezeichnete Dienstnehmer beziehen. Diese
Angebote können Personen, welche zur Familie
schon beschäftigter Dienstnehmer gehören, und
Personen, die schon früher bei demselben
Dienstgeber beschäftigt waren, erfassen. Die
Beschäftigung auch dieser Dienstnehmer wird
nach dem in diesem Abkommen vorgesehenen
Verfahren durchgeführt.

Artikel 8

Die Reise jugoslawischer Dienstnehmer nach
Österreich organisiert der österreichische Teil
der Ständigen Kommission nach vorhergehender
Konsultation des Bundesbüros oder der von ihm
bestimmten Anstalt für Arbeitsbeschaffung.

Artikel 9

(1) Die jugoslawischen Dienstnehmer genießen
so wie die österreichischen Dienstnehmer alle
sich aus dem Arbeitsverhältnis ergebenden
Rechte.

(2) Die jugoslawischen Dienstnehmer genießen
hinsichtlich der Anwendung der gesetzlichen
Vorschriften über den Arbeits- und Gesund-
heitsschutz, über das Koalitionsrecht und über
die Organisierung des Kultur- und Unterhaltungs-
lebens dieselben Rechte und denselben Schutz
wie die österreichischen Dienstnehmer.

(3) Die jugoslawischen Dienstnehmer können
sich wegen Streitigkeiten aus dem Dienstver-
hältnis in gleicher Weise wie die österreichischen
Dienstnehmer an die zuständigen österreichischen
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Verwaltungsbehörden wenden; sie können sich
nach Maßgabe der zwischen den Vertragsstaaten
bestehenden zwischenstaatlichen Vereinbarungen
auch an die österreichischen Gerichte wenden.

Artikel 10

Der jugoslawische Dienstnehmer kann im
Laufe seines Aufenthaltes in Österreich einen
neuen Arbeitsvertrag mit einem österreichischen
Dienstgeber schließen.

Artikel 11

Die jugoslawischen Dienstnehmer sind in
der österreichischen Sozialversicherung unter
denselben Bedingungen wie die österreichischen
Dienstnehmer pflichtversichert, insoweit durch
das Abkommen zwischen den Vertragsstaaten
über soziale Sicherheit nichts anderes bestimmt
wird.

Artikel 12

Wenn ein jugoslawischer Dienstnehmer ohne
sein Verschulden die vereinbarte Beschäftigung
nicht antreten kann oder seinen Arbeitsplatz
verliert, werden ihm die österreichischen Arbeits-
ämter behilflich sein, eine seinen Fähigkeiten
entsprechende Beschäftigung unter Bedingungen,
die nicht ungünstiger sind als die des ersten
Vertrages, zu finden. Unterkunft und Verpflegung
des Dienstnehmers in der Zwischenzeit sowie
die Reisespesen bis zu seinem neuen Arbeitsplatz
stellt der österreichische Teil der Ständigen
Kommission sicher. Dadurch wird die Geltend-
machung der Ansprüche des Dienstnehmers
gegen den Dienstgeber wegen Nichterfüllung
des Arbeitsvertrages nicht ausgeschlossen.

Artikel 13

Die jugoslawischen Dienstnehmer können ihre
in Österreich erzielten überschüssigen Arbeits-
einkünfte in freien Schillingen oder anderen
frei konvertierbaren Währungen nach Jugoslawien
überweisen.

Artikel 14

Das Sozialministerium stellt dem Bundesbüro
zur Unterrichtung der jugoslawischen Dienst-
nehmer ein Merkblatt mit allen Angaben, welche
für sie von Bedeutung sind, wie zum Beispiel
Angaben über die Beschäftigungsmöglichkeiten,
die allgemeinen Zulassungsvorschriften, die Ar-
beits- und Lebensbedingungen in Österreich,
die Löhne, die Steuern, die Sozialversicherung
und die wichtigsten Vorschriften des Arbeits-
rechtes, zur Verfügung. Dieses Merkblatt sowie
eventuelle Änderungen werden in serbokroati-
scher Sprache abgefaßt.
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Artikel 15

Das Sozialministerium und das Bundessekre-
tariat für Arbeit beziehungsweise die von ihnen
ermächtigten Stellen verständigen sich über die
zur Durchführung dieses Abkommens notwendi-
gen Maßnahmen und sorgen dafür, daß das vor-
gesehene Verfahren beschleunigt und, soweit
es zweckmäßig erscheint, vereinfacht wird.

Artikel 16

(1) Auf Verlangen eines der Vertragsstaaten
wird eine Gemischte Kommission, bestehend
aus höchstens je fünf Delegierten, gebildet.
Jede Delegation kann die notwendigen Fachleute
beiziehen.

(2) Die Gemischte Kommission prüft, in
welcher Weise bei der Durchführung dieses
Abkommens entstandene Schwierigkeiten be-
seitigt werden können. Sie kann in diesem Zu-
sammenhang auch allgemeine, sich aus diesem
Abkommen ergebende Fragen behandeln.

(3) Die Gemischte Kommission kann den
Regierungen der Vertragsstaaten Vorschläge
im Rahmen ihrer Aufgaben unterbreiten.

(4) Die Gemischte Kommission bestimmt
ihre Organisation und Arbeitsweise selbst. Sie
tritt abwechselnd in Österreich und in Jugo-
slawien zusammen.

Artikel 17

(1) Dieses Abkommen tritt am 30. Tag nach
dem Datum des Notenwechsels, mit welchem
die Vertragsstaaten einander notifiziert haben,
daß das Abkommen von den nach den inner-
staatlichen Rechtsvorschriften hiezu berufenen
Organen genehmigt wurde, in Kraft.

(2) Das Abkommen wird auf unbestimmte
Zeit geschlossen. Jeder Vertragsstaat kann es
unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten
kündigen.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
beider Vertragsstaaten das vorliegende Abkom-
men unterzeichnet und mit Siegeln versehen.

Geschehen zu Wien, am 19. November 1965
in doppelter Urschrift in deutscher und serbo-
kroatischer Sprache, wobei beide Texte authen-
tisch sind.

Für die Bundesregierung
der Republik Österreich:

Kreisky m. p.

Für die Regierung der
Sozialistischen Föderativen Republik

Jugoslawien:

Vjekoslav Prpic m. p.
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Anlage I
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Anlage II
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Das vorliegende Abkommen ist nach Durchführung des in seinem Artikel 17 Absatz 1
vorgesehenen Notenwechsels am 3. April 1966 in Kraft getreten.

Klaus


